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Viertes Gesetz zur Änderung des Ordnungsbehördengesetzes 
Gesetzesentwurf der Fraktion CDU und der Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN, 
Drucksache 18/14524 
Anhörung des Innenausschusses und des Ausschusses für Heimat und Kommunales 
am 22. Januar 2026 

 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 
sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 

 
ich bedanke mich für die Gelegenheit, zum oben genannten Gesetzesentwurf schriftlich 
Stellung nehmen zu können. 
 
Die Stellungnahme beschäftigt sich insbesondere mit den Änderungsvorschlägen des 
Gesetzesentwurfs, weshalb viele Normen, die inhaltlich den bisherigen Normen aus 
dem PolG NRW entsprechen, nicht kommentiert werden. 
 
In der Problembeschreibung des Gesetzesentwurf wird zurecht darauf abgestellt, dass 
die Anforderungen an die Vollzugstätigkeit der Ordnungsbehörden in den letzten Jahren 
deutlich gestiegen sind. Aufgrund dessen sollte ergänzend zur Befugniserweiterung im 
vorliegenden Gesetzesentwurf auch über die grundsätzliche Ausrichtung der Ordnungs-
behörden und über die Anforderungen an die Aus- und Fortbildung der Vollzugskräfte 
beraten werden. Es ist aus meiner Sicht der Frage nachzugehen, inwiefern den 
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Ordnungsbehörden immer gleichwertigere Kompetenzen wie die Polizei zugesprochen 
werden können, ohne eine vergleichbar regulierte Ausbildung zu haben.  
Dass die Ordnungsbehörden ähnlich grundrechtsrelevante Eingriffsbefugnisse wie die 
Polizei haben, ist in Einzelfällen nicht erst mit diesem Gesetzesentwurf der Fall. Die 
Ordnungsbehörden haben schon nach aktueller Gesetzeslage tief in Grundrechte ein-
greifende Befugnisse. Vor allem ist hier die ausschließliche Zuständigkeit nach § 14 
PsychKG NRW zu nennen, wonach die Ordnungsbehörden entscheiden, psychisch 
kranke Personen bei Vorliegen weiterer Voraussetzungen kurzfristig in einer Psychiatrie 
unterzubringen. Es ist aus meiner Sicht vertretbar, dass die Ordnungsbehörden verein-
zelte Aufgaben mit derartiger Grundrechtsrelevanz übernehmen, ohne eine vergleich-
bare Ausbildung wie die Vollzugsbeamten der Polizei zu haben. Allerdings sollte es bei 
Einzelmaßnahmen bleiben, auf die die Vollzugskräfte in den Kommunen speziell vorbe-
reitet werden können. 
Wenn bei den Ordnungsbehörden weitere Aufgaben dieses Gewichts liegen sollen, 
sollte über (landesweit einheitliche) Vorgaben hinsichtlich der Aus- und Fortbildung der 
Vollzugskräfte nachgedacht werden. Um eine rechtssichere Aufgabenwahrnehmung 
durch die Ordnungsbehörden sicherzustellen, wären landesweite Vorgaben wünschens-
wert.  
 
 

I. Zusammenfassende Bewertung: 
 
Die Übernahme der polizeirechtlichen Standardbefugnisse in das OBG NRW-E1 sorgt 
für mehr Übersichtlichkeit und erleichtert die Anwendung (II.1). 
 
Die Übertragung ins OBG erfolgt nahezu inhaltsgleich anhand der bisherigen Verwei-
sungsnorm des § 24 Abs. 1 OBG NRW. Es werden geringfügige Abweichungen vorge-
nommen, wenn bisher auf für Ordnungsbehörden nicht einschlägige Bestimmungen ver-
wiesen worden ist.  
 
Die Einführung der Befugnis für die Ordnungsbehörden, ein Aufenthaltsverbot auszu-
sprechen, wird begrüßt. Allerdings bestehen hier Zweifel, dass die Norm in der bisheri-
gen Form mit Art. 11 Abs. 1 GG vereinbar ist, wenn durch ein Aufenthaltsverbot die Ver-
wirklichung von Ordnungswidrigkeiten unterbunden werden soll (II.3). 
 
Im Rahmen der Stellungnahme wird auch die praktische Umsetzbarkeit des § 24p (Ge-
wahrsam) angesprochen. Aufgrund der hohen Anforderungen an den Gewahrsam ist es 
selbst für große kreisangehörige Kommunen wie Dormagen nicht umsetzbar, einen Ge-
wahrsam aufzubauen und zu unterhalten. Statt der Überführung der Norm ins OBG 
wäre beispielsweise eine ausdrücklich normierte Nutzungsmöglichkeit des Gewahrsams 
der Polizei sinnvoller (II.4). 

 
Die Erweiterung der Überwachung des fließenden Verkehrs durch Kleine und Mittlere 
Kommunen und der Kreisordnungsämter auf Antrag wird grundsätzlich begrüßt.  
Allerdings erscheint die formelle Voraussetzung, das Benehmen mit der zuständigen 
Kreispolizeibehörde über die zu überwachenden Örtlichkeiten herzustellen, als nicht 
zielführend (II.7). 
 
 

 
1 Alle weiteren nicht weiter bezeichneten Normen entstammen dem OBG NRW-E. 
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II. Im Einzelnen: 
 
1. Integration der Standardbefugnisse aus dem PolG NRW:  

 
Die Integration der Standardbefugnisse aus dem PolG NRW ist begrü-
ßenswert, da hierdurch die Befugnisse der Ordnungsbehörden klarer und 
verständlicher werden. Gleichzeitig hätte die Integration durch eine ver-
ständlichere Normierung ohne Kleinbuchstaben klarer erfolgen können. 
Dies ist ein Schönheitsfehler, der die Leserlichkeit und Verständlichkeit 
wiederum einschränkt. 
 

2. § 24c [Identitätsfeststellung] 
 
Der § 24c Abs. 1 ist inhaltlich nachvollziehbar angepasst worden. Bisher 
galt der Absatz mit Ausnahme des § 12 Abs. 1 Nr. 4 PolG NRW auch für 
Ordnungsbehörden. Der Sinn und Zweck der §§ 12 Abs. 1 Nr. 2 und Nr. 3 
PolG NRW, die nun auch gestrichen worden sind, sprechen gegen eine 
Übernahme. Die Vorschriften dienen zur Identitätsfeststellung bei Razzien 
(Nr. 2) oder vor allem dem Schutz potenzieller Anschlagsziele (Nr. 3).2  
 
Der § 12 Abs. 1 Nr. 1 PolG NRW ist im neuen § 24c Abs. 1 enthalten und 
dient deshalb als ausreichende Grundlage für die Ordnungsbehörden, 
Identitätsfeststellung zur Abwehr von Gefahren vorzunehmen. 
 
 

3. § 24o Abs. 2 [Platzverweisung und Aufenthaltsverbot] 
 
Mit dieser Norm wird den Ordnungsbehörden die Befugnis erteilt, Aufent-
haltsverbote auszusprechen, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, 
dass eine Person in einem bestimmten Bereich eine erhebliche Gefahr 
verursachen wird. Inhaltlich ist dies begrüßenswert. Allerdings bestehen 
Zweifel an der Rechtmäßigkeit der Norm in Bezug auf die Grundrechtsein-
schränkung des Art. 11 Abs. 1 GG.  
 
In den Schutzbereich des Grundrechts der Freizügigkeit könnte eingegrif-
fen werden, wenn Personen an Orten mit einem Aufenthaltsverbot belegt 
werden sollen, die für diese Personen unter anderem eine besondere Be-
deutung haben. „Entscheidend ist, ob die durch das Aufenthaltsverbot ver-
anlasste Ortsveränderung die (vorübergehende) Begründung eines neuen 
räumlichen Lebensmittelpunktes erforderlich macht. Hiervon wird etwa 
auszugehen sein, wenn ein Obdachloser aus „seinem“ Park oder die An-

gehörigen der offenen Drogenszene dauerhaft von ihrem Treffpunkt ver-
wiesen werden.“3  
 
Wenn der Schutzbereich eröffnet ist und in die Freizügigkeit eingegriffen 
werden soll, muss das Aufenthaltsverbot auch gerechtfertigt sein. Art 11 
Abs. 2 GG legt unter anderem fest, dass die Freizügigkeit zur Vorbeugung 
strafbarer Handlungen eingeschränkt werden darf. 
Dies gilt aber lediglich für die Bekämpfung von Straftaten, nicht aber von 
Ordnungswidrigkeiten oder sonstigen Störungen der öffentlichen Sicher-
heit und Ordnung.4 
 

 
2 BeckOK PolR NRW/Ogorek PolG NRW § 12 Rn. 11 und Rn. 21. 
3 BeckOK PolR NRW/Ogorek PolG NRW § 34 Rn. 30. 
4 Dürig/Herzog/Scholz/Durner GG Art. 11 Rn. 185; BeckOK PolR NRW/Ogorek PolG NRW § 34 Rn. 33. 
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Der § 24o Abs. 2 beinhaltet die Voraussetzung der „erheblichen Gefahr“. 
Demnach muss eine Prognoseentscheidung ergeben, dass zukünftig 
wahrscheinlich ist, dass eine erhebliche Gefahr vorliegt, die von einer Per-
son in einem bestimmten örtlichen Bereich ausgeht. Die erhebliche Gefahr 
ist dabei eine qualitative Steigerung des allgemeinen Gefahrenbegriff, so-
dass ein bedeutsames Rechtsgut, wie beispielsweise das Leben gefähr-
det, oder eine Vielzahl von Opfern betroffen sein muss. Eine Gefahr liegt 
vor, wenn durch ein Verhalten oder durch eine Sachlage bei ungehinder-
tem Geschehensablauf mit hinreichender Wahrscheinlichkeit in absehba-
rer Zeit die öffentliche Sicherheit und Ordnung geschädigt wird. Zur Öffent-
lichen Sicherheit gehört auch die objektive Rechtsordnung, worunter auch 
Normen des Ordnungswidrigkeitenrechts, sowie Bestimmungen aus 
Rechtsverordnungen und Satzungen fallen.  
 
Gemäß dem Gesetzestext würde also auch die Gefahr der Begehung ei-
ner Ordnungswidrigkeit von erheblichen Gewicht ausreichen, um ein Auf-
enthaltsverbot auszusprechen. Dies ist jedoch nicht grundrechtlich verein-
bar, wenn der Art. 11 Abs. 1 GG betroffen ist. 
 
Für eine grundrechtskonforme Auslegung der Norm könnte eine teleologi-
sche Reduktion des § 24o Abs. 2 erfolgen, dass kein Aufenthaltsverbot 
aufgrund einer erheblichen Gefahr bezüglich Ordnungswidrigkeiten ausge-
sprochen werden darf, wenn in Art. 11 Abs. 1 GG eingegriffen werden 
würde. Dies sollte in der Gesetzesbegründung ausgeführt werden.  
 
Für eine klarere Normanwendung kann bestenfalls durch einen zusätzli-
chen Satz im Gesetzestext ein Aufenthaltsverbot ausgeschlossen werden, 
wenn der Schutzbereich des Art. 11 Abs. 1 GG eröffnet ist.  
 
Ist der Schutzbereich von Art. 11 Abs. 1 GG nicht eröffnet, ist der Eingriff 
in das Grundrecht der allgemeinen Handlungsfreiheit (Art 2 Abs. 1 GG) 
durch das Aufenthaltsverbot zur Verhinderung von Ordnungswidrigkeiten 
gerechtfertigt.  
 
 

4. § 24p [Gewahrsam] 
 
Die Befugnis, Personen in Gewahrsam zu nehmen, besteht zwar auch 
nach aktueller Rechtslage. Doch wird die Übertragung in das OBG als An-
lass genommen, die fehlende praktische Umsetzbarkeit anzusprechen. 
Der Polizeigewahrsam erfolgt unter strengen gesetzlichen Vorgaben, die 

gem. § 37 Abs. 4 S. 2 PolG NRW durch die Verordnung über den Vollzug 
der Freiheitsentziehung im Polizeigewahrsam des Landes Nordrhein-
Westfalen (GewvollzVO) weiter ausdefiniert worden sind.  
Aufgrund der strengen Voraussetzungen erfolgt eine Ingewahrsamnahme 
auch nicht in jeder Polizeiwache. Diese Voraussetzungen können von den 
meisten Ordnungsbehörden wegen der wesentlich kleineren Organisati-
onseinheiten nicht erfüllt werden. Dies führt in der Praxis dazu, dass die 
Ingewahrsamnahme unter anderem durch die Stadt Dormagen nicht er-
folgt. Wenn zur Rechtsdurchsetzung eines Aufenthaltsverbots oder Platz-
verweises eine Ingewahrsamnahme erforderlich ist, wird aktuell die Polizei 
zur Unterstützung herangezogen, welche dann die Personen in Gewahr-
sam nimmt. Rechtlich kommt dies einem Amtshilfegesuch nach § 5 Abs. 1 
Nr. 2 VwVfG NRW nahe, um die Person in den Räumlichkeiten und durch 
die Dienstkräfte der Polizei unterzubringen. Für eine Professionalisierung 
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der Ordnungsämter ist es daher sinnvoll, den Paragrafen um einen Absatz 
zu ergänzen, der festlegen könnte, dass die Ordnungsämter auf die 
Räumlichkeiten und die Dienstkräfte der Polizei für Ingewahrsamnahmen 
zurückgreifen dürfen. Andernfalls erscheint diese Vorschrift lediglich für 
kreisfreie Städte umsetzbar zu sein und sollte im Wortlaut des Gesetzes 
auch nur für diese Städte ermöglicht werden. Für Ingewahrsamnahmen in 
den weiteren Kommunen wäre dann ausschließlich die Polizei zuständig. 
 
 

5. § 24t [Durchsuchung von Personen und Sachen] 
 
Die Norm fasst die §§ 39 und 40 PolG NRW zusammen, die bisher unein-
geschränkt auch für die Ordnungsbehörden galten. Im neuen § 24t Abs. 1, 
welcher festlegt, wann die Durchsuchung einer Person rechtmäßig ist, feh-
len nachvollziehbar die Befugnisse nach § 39 Abs. 1 Nr. 4 und 5 PolG 
NRW, weil diese Tatsachen verlangen, die die Begehung einer Straftat an-
nehmen lassen. Bei der Durchsuchung von Sachen fehlen aus denselben 
Gründen die Befugnisse aus § 40 Abs. 1 Nr. 4 bis 6 PolG NRW. 
 
 

6. Begründung zu § 44  
 
Es befindet sich ein redaktioneller Fehler in der Gesetzesbegründung. Das 
Aufenthaltsverbot ist in § 24o Abs. 2 normiert.  
 

7. § 48 [Besondere Regelung über die Zuständigkeit] 
 

a. § 48 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 aE:  
 
Die Öffnung ermöglicht die Geschwindigkeitsüberwachung auch für 
Kleine und Mittlere kreisangehörige Kommunen im Sinne der Vision 
Zero. Dies ist zu begrüßen. Im Wege der interkommunalen Zusam-
menarbeit können die organisatorischen und personellen Heraus-
forderungen, die bisher auch Grund für die fehlende Zuständigkeit 
für kleine und mittlere Kommunen waren, auf mehrere Kommunen 
verteilt werden. 
 
 

b. § 48 Abs. 2 S. 1 Nr. 4: 
 

Für Kreisordnungsbehörden wird in Nr. 4 nun auch die Überwa-

chung mit mobilen Geräten auf Bundesautobahnen und autobahn-
ähnlichen Straßen geöffnet. Begründet wird dies damit, die Flexibili-
tät der Überwachung u.a. in Baustellen zu erhöhen. Dies ist grund-
sätzlich zu begrüßen, um die Gefahren durch Geschwindigkeits-
übertritte auch auf Bundesautobahnen und autobahnähnlichen Stra-
ßen intensiver kontrollieren zu können. In Hinblick auf die gestei-
gerte Gefahrenlage durch den Verkehr wird richtigerweise in der 
Gesetzesbegründung aufgeführte, dass besondere Schulungen der 
Kreisordnungsbehörden erforderlich sind. 
 

 
c. § 48 Abs. 2 S. 2: 

 
Der neue Satz legt fest, dass über die Örtlichkeiten, die überwacht 
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werden sollen, ein Benehmen mit der zuständigen Kreispolizeibe-
hörde hergestellt werden soll. Bisher war dies für die Kreisord-
nungsämter und für Große kreisangehörige Städte gem. § 48 
Abs. 2 S. 2 OBG NRW nicht durch Gesetz erforderlich.5 Aufgrund 
der systematischen Anordnung des Satzes gilt dieses Erfordernis 
auch für die Zuständigkeiten nach § 48 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 1. HS. Hier 
wird neue Bürokratie geschaffen. Zudem bietet es einen weiteren 
Grund, weshalb ein Bußgeldbescheid aufgrund eines Verfahrens-
fehlers rechtswidrig sein kann, wenn das Benehmen für die kon-
krete Stelle, an der die Geschwindigkeitsüberwachung stattgefun-
den hat, nicht hergestellt wurde. Die Heilung kann zwar noch im 
Verfahren erfolgen, trotzdem wird von einer weiteren zu beachten-
den Voraussetzung abgeraten.  
 
Es wird vorgeschlagen, diesen Satz lediglich auf § 48 Abs. 2 S. 1 
Nr. 4 anzuwenden oder ersatzlos zu streichen.  
 

 
 
Im Rahmen der Anhörung stehe ich für Nachfragen sowie für weitere Erläuterungen 
gerne zur Verfügung. 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Tobias Herwartz 
Amtsleiter Recht und Ordnung 
Stadt Dormagen 
 
 
 
 
 

 
5 Die Benehmensherstellung ist bisher lediglich in Nr. 48.26 Abs. 2 der Verwaltungsvorschrift zum OBG 
NRW geregelt und entfaltet daher keine Außenwirkung. 


